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Von Beginn weg war es sicher wie das
Amen in der Osterkirche, dass die vorge-
schlagenen Massnahmen zur Entlastung
des Bundeshaushalts auf breite Kritik
stossen würden. Die vom Bund einge-
setzte Expertengruppe und der konkrete
Vorschlag der Landesregierung verschon-
ten niemanden, mit Ausnahme der Land-
wirtschaft und der Armee.
Mitte März liess sich die Konferenz der

Kantonsregierungen zumEntlastungspro-
gramm vernehmen. Sie anerkennt, dass
der Bundeshaushalt aufgrund der geopoli-
tisch bedingt rasch steigenden Ausgaben
für die Landesverteidigung und den Bun-
desbeitrag an die 13. AHV-Rente in Schief-
lage zu geraten droht. Dabei erwähnt sie
die Mitte-Initiative, die Ehepaaren 200
statt 150% Rente verspricht und trotz Kos-
ten vonüber 3Mrd. Fr. wohl guteChancen
an der Urne hätte, nicht einmal.

«Nicht akzeptabel»
Gleichwohl verwerfen die Kantone die sie
betreffenden Vorschläge im Entlastungs-
paket in Bausch undBogen. «Nicht akzep-
tabel» seien sie. Auf die Breitseite derKan-
tone in der Vernehmlassung hat der Bun-
desrat in dieser Woche nüchtern reagiert,
zumal diese etwa 30% der Bundesausga-
ben erhalten und so gesehen nicht unge-
schoren davonkommen sollten. Zudem
betont die Landesregierung, reine Lasten-
verschiebungen von einer Staatsebene auf
die andere, wie von den Kantonen sugge-
riert, seien in der Tat zu vermeiden. Das

sei «bei der grossen» Mehrzahl der vorge-
schlagenen Massnahmen der Fall.
Diskutabel ist auch die Einschätzung

der Kantone in ihrer Stellungnahme, sie
verfügten gar nicht nicht über einen grös-
seren finanziellen Spielraumals der Bund.
Die teilweise guten Abschlüsse der ver-

gangenen Jahre seien «eine trügerische
Momentaufnahme» – eine Momentauf-
nahme, die gemäss den jüngsten Progno-
sen für die öffentlichen Finanzen auch
mittelfristig andauert (was offenkundig
nicht für jeden einzelnen Kanton gilt).
Wenn schon, sind der über Erwarten

gute Abschluss 2024 der Bundesrechnung
und die besseren Aussichten für 2025 und
2026 eine «Momentaufnahme». Sie sind
durch unerwartet hohe – vorübergehende
– Gewinnsteuern von Genfer Rohstoff-
händlern aufgehübscht.
Ab 2027 hält die neue Realität Einzug.

Der Bund wird gemäss der Prognose der
Eidgenössischen Finanzverwaltung nur
Überschüsse ausweisen können,wenn das
Entlastungspaket durchkommt und es die
erhofften «Einsparungen» bringt. Und
die Schweizerische Nationalbank (SNB)

3 Mrd. Fr. Gewinn an Bund und Kantone
ausschüttet. Das wird in Jahren mit gros-
senMarktturbulenzenwie diesem schwer-
lich zu erreichen sein. Die Kantone ma-
chen es sich zu einfach. Konkrete Alterna-
tivvorschläge, wie der Bundeshaushalt
mittelfristig entlastet werden soll, haben
sie keine unterbreitet, obschon der Strauss
der möglichen Massnahmen schon seit
Herbst auf dem Tisch liegt.

Es geht um das Ganze
Der Bundesrat hält etwas süffisant fest, er
sei gerne bereit, andere Entlastungs-
schritte zu prüfen, «sofern diese von einer
klarenMehrheit der Kantone» unterstützt
würden. Entsprechende Ideen erwarte er
bis zum Ende der Vernehmlassung am 5.
Mai. Danach ist er ebenso bereit, sie mit
einer repräsentativen Delegation der Kan-
tone zu diskutieren.
Den Widerstand der Kantone zu bre-

chen wird eine der grössten Knacknüsse
des Bundesrats sein. Aber sie sind gewiss
nicht die Einzigen. Wenn Politiker jegli-
cher Couleur eines verabscheuen, dann ist
es sparen. Geht es aber um das Verteilen
von Geld, sind ihrer Fantasie keine Gren-
zen gesetzt. Die Reaktionen auf das Ent-
lastungsprogramm des Bundes gleichen
einem Schwarz-Peter-Spiel, nach dem
Motto «hier gerade nicht, aber anderswo»,
wie in der Energiepolitik und der Versor-
gungssicherheit mit Strom. Statt Partiku-
larinteressen und Tunnelblick wäre eine
Betrachtung des Ganzen gefragt.

Unrühmliches Schwarz-Peter-Spiel
MEINUNG Die Kantone zerzausen die Vorschläge zur Drosselung der Bundesausgaben.
Konkrete Alternativen zeigen sie aber nicht auf. ARNO SCHMOCKER
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Der Nationalrat wird nun erst im August
darüber befinden, ob die Bankerlöhne
bei 3 bis 5 Mio. Fr. gedeckelt werden
sollen. Anfang März hatte der Ständerat
eine entsprechende Motion angenom-
men. Sie hat durchaus Chancen.

UBS-Lohndebatte
verschoben

Der Goldpreis steigt, Haupttreiber sind
die Notenbanken. Dazu kommt nun
auch der Zufluss in börsengehandelte
Goldfonds (ETF). Die Hausse ist aber
noch weniger ausgeprägt als in der Co-
ronakrise und in der Finanzkrise 2008.

Goldrally ist noch
nicht überragend

Der Luxuskonzern ist mit einem Umsatz-
plus ins neue Jahr gestartet, blieb
jedoch hinter den Erwartungen zurück.
In den ersten drei Monaten stieg der
Umsatz um 8,5% auf 4,13 Mrd. €. Wäh-
rungsbereinigt kletterte er nur 7,2%,
erwartet wurden jedoch 7,9%.

Hermès wächst
weniger als erwartet

Trumps Zollpolitik wird bald einen Teue-
rungsschub auslösen und zu höherer
Arbeitslosigkeit führen. Der Anteil der
Konsumenten, die für kommendes Jahr
mehr Arbeitslosigkeit erwarten, ist dop-
pelt so hoch wie im November 2024 und
auf dem höchsten Stand seit 2009.

US-Konsumenten
sind verunsichert

Diese Reformen braucht die Schweiz
MEINUNG Donald Trumps Zölle bringen die Eidgenossenschaft in Bedrängnis. Doch das Land kann jetzt Massnahmen
ergreifen, um gestärkt aus der Krise hervorzugehen. REINER EICHENBERGER

D ie Schweizer sind hart gefordert. Unter anderem
müssen sie sichmit der EU arrangieren, die Lan-
desverteidigung, Altersvorsorge, Leistungsbe-

reitschaft und Chancengleichheit stärken sowie die ent-
gleiste Umwelt- und Energiepolitik normalisieren – und
den so wachsenden Zuwanderungsdruck bewältigen.
Und jetzt kommt noch Donald Trumps Zollkrise. Diese
Krise ist unsere Chance. Sie zeigt die Gefahren grosser
politischer Einheiten. Grösse bringt den Regierungen
Macht über andere Länder und über
ihre eigenen Einwohner, die Ausbeu-
tung und Manipulation viel schlechter
entfliehen können als in Kleinstaaten,
wo die Grenzen und Vergleichsmög-
lichkeiten immer nahe sind.
Als Folge tendieren die Regierun-

gen grosser Länder zu Machbarkeits-
glaube und Machtmissbrauch durch
Protektionismus, Subventionitis und
Schuldenwirtschaft. Für Kleinstaaten
gilt deshalb: Sie sollen sich nicht devot
einemMachtblock andienen, sondern
frei zwischen den Blöcken tanzen.
Dazu einige Anmerkungen.
Das Schimpfen auf Trumpund sein

Protektionismus ist scheinheilig. Die
Schweiz sündigt nicht nur bei der
Landwirtschaft. Kürzlich hat der Bund
dieMehrwertsteuer-Freigrenze für pri-
vate Importe von 300 auf 150 Fr. ge-
senkt – zum «Schutz des Schweizer
Detailhandels». Viele Vertreter des Ausbaus von Solar-
und Windflatterstrom argumentierten, so bleibe das
Geld in der Schweiz – strubster Protektionismus.
Die Nationalbank wurde gedrängt, zum Schutz der

Schweizer Produzenten den Franken durch Kauf aus-
ländischer Devisen tief zu halten. Nun erleidet sie auf
ihren enormen Devisenanlagen riesige Verluste, wenn
der Wert der Fremdwährungen sinkt – superteurer Pro-
tektionismus. Die Behauptung, der Franken sei überbe-
wertet, ist angesichts des hohen Exportüberschusses der
Schweiz faul. Vielmehr befeuert diese Subventionierung
der Schweizer Produktion die Zuwanderung.

AutonomeMarktöffnung
Die Schweiz sollte ihreMärkte autonom öffnen. Die Na-
tionalbank sollte den Schweizer Franken freier aufwer-
ten lassen und höchstens extreme Kursschwankungen
zu glätten versuchen. Die Schweiz hat als Grundlage der
bilateralenVerträge ihreNormen denEU-Normen ange-
passt. Nun sollte sie einseitig die US-Normen als gleich-
wertig anerkennen. So könnten US-Produkte frei in die
Schweiz importiert werden, idealerweise bei vernünfti-
ger Kennzeichnung und Erklärung der Normunter-
schiede auf einer Bundeswebsite.

Der Absturz des «Solarexpress» für alpine Solarkraft-
werke ist sinnbildlich für das Scheitern der Schweizer
Klima- und Energiepolitik. Mit überstürzten Subven-
tionsprogrammen werden unreife und ineffiziente Pro-
jekte auf Kosten der Allgemeinheit finanziert.
Die bisherige stark auf Subventionen und Regulie-

rungen bauende Politik muss durch echte Kostenwahr-
heit mit einem einfachen CO2-Preis ersetzt werden. Die-
ser setzt die richtigen Anreize, sodass viele Subventio-

nen und Regulierungen geschleift
werden können und die so beim
Staat anfallendenMittel über Steuer-
senkungen an die Bürger zurückge-
geben werden können.
Aberwelches ist der richtige CO2-

Preis? Aufgrund der Fachliteratur
empfehle ich 50 Fr. pro Tonne CO2,
abermancheBundesämter vertreten
gut 400 Fr. und manche Forscher
2000 Fr. pro Tonne.
Echte Kostenwahrheit löst auch

dieses Problem: Die Regel, dass das
CO2-Steueraufkommen ganz an die
Bürger zurückfliessen soll, brächten
bei CO2-Preisen von 50, 100 oder
400 Fr. pro Tonne beim heutigen
Schweizer CO2-Ausstoss von 35 Mio.
Tonnen jährlich automatisch Mehr-
wertsteuersenkungen von 0,55, 1,1
oder 4,4 Prozentpunkten. Damit
würden zu hohe CO2-Preise keine

grossen volkswirtschaftlichen Schäden mehr verursa-
chen, und Politiker, Verwalter und Subventionsjäger hät-
ten keine Anreizemehr, die Klimakosten zu übertreiben.
Als Folgewürde dieKlimadiskussion endlich vernünftig.
Das gleiche Rezept sollte auf alle externen Kosten

(Umwelt, Lärm, Unfälle, Landschaftsverschandlung
etc.), alle Energieformen (Öl, Gas, Wasser-, Atom-,
Wind-, Solarstrom etc.) und alle Verkehrsformen (Auto,
ÖV, Motorrad, Velo etc.) angewandt werden.
Wieder würde die Regel der vollständig kompensie-

renden Steuersenkung die Politik und öffentliche Dis-
kussion versachlichen. Dank voller Abgeltung der exter-
nen Kosten und Aufhebung der dann hinfälligen Sub-
ventionen könnten die Steuern um 25 bis 30 Mrd. Fr.
jährlich gesenkt werden.
Diese und weitere liberale Massnahmen – etwa von

wirksamen Steueranreizen für Arbeit im Rentenalter –
würden den Wohlstand und die Lebensqualität in der
Schweiz stark steigern. Damit aber würde der Zuwande-
rungsdruck und so das Bevölkerungswachstum und die
Füllungskosten durch Verknappung und Verteuerung
von Land, Infrastruktur, Umweltgüter und Selbstversor-
gungszielen noch zunehmen.
Reformen für mehr Lebensqualität sind deshalb nur

möglich, wenn die Zuwanderungwirksam gelenktwird.

Aber ist dasmit der Personenfreizügigkeit vereinbar? Ich
meine ja. Dafür müssen die staatlichen Lasten, die stark
Schweizer treffen, gerechter verteilt und staatliche Leis-
tungen, die langjährigen Einwohnern nützen, erhöht
werden.
Die gewichtigste «Schweizerlast» ist dieWehrpflicht.

Sie verpflichtet junge Schweizer Männer zu 245 Tagen
Dienst – gut einem Arbeitsjahr. So haben sie weniger
Zeit für Erwerbsarbeit und Ausbildung und danach we-
niger Berufserfahrung und so ein tieferes Einkommen.
Unter Berücksichtigung von Erwerbsersatz und Sold

erleiden sie netto Einkommensverluste von 50000 bis
80 000 Fr. DieseUngleichbehandlung könnte durch zwei
Massnahmen verhindert werden.
Erstens sollten alle Menschen, die durch Volljährig-

keit oder Zuwanderung ins Erwachsenenleben in der
Schweiz treten, einen «Gesellschaftsbeitrag» von
50000 Fr. leisten – durch gemeinnützige Arbeit, Miliz-
militärdienst oder einen finanziellen Beitrag während
fünf Jahren. Ausländer können den Militärdienst nach
ihrer Einbürgerung unter Rückerstattung ihrer finan-
ziellen Beiträge leisten.

Ein anderes Kindergeld
Zweitens soll der Staat für jedes Kind ein Grundkapital
äufnen, indem er ihm für jedes in der Schweiz ver-
brachte Jahr 3000 Fr. gutschreibt und verzinst. So kämen
Volljährige auf ein Kapital von rund 65000 Fr. Junge Er-
wachsene, die ihren Gesellschaftsbeitrag als Arbeit oder
Militärdienst leisten, hätten so ein frei verfügbares Kapi-
tal von 65000 Fr., die anderen 15000 Fr.
Aus der Pflichtmilizarmee würde eine viel effizien-

tere Wahlpflichtmilizarmee. Die Beitragspflichtigen
müssten wählen, ob sie ihren Gesellschaftsbeitrag mit
Militärdienst, gemeinnütziger Arbeit oder Geld leisten
wollen und die Armee könnte die geeignetsten Freiwil-
ligen aussuchen. Sie wären viel motivierter und leis-
tungsfähiger und könnten während Jahrzehnten Dienst
leisten, was die Kosten senkt. Dank der langen Verweil-
dauer bräuchte es pro Jahrgang nur wenige Freiwillige.
Die grössere Altersdurchmischung steigert die Ro-

bustheit und Kampfkraft der Truppe, den Wissensfluss
in die Armee, denWert der Netzwerke und die Attrakti-
vität des Dienstes. Dank der grossen Einsparungen und
den weiterlaufenden EO-Lohnprozenten könnten die
Langzeit-Freiwilligen angemessen entschädigt und die
Armee umfassend ausgerüstet werden.
Für dasGrundkapitalmüssten jährlich 4 bis 5Mrd. Fr.

aufgewendet werden. Die jährlichen Einnahmen aus
dem Gesellschaftsbeitrag in Form von Arbeit, Geld und
Wehrdienst würden bei einer Halbierung der Nettozu-
wanderung immer noch über 7 Mrd. Fr. betragen.

Reiner Eichenberger ist Professor für Theorie der Finanz-
undWirtschaftspolitik an der Universität Freiburg i. Üe.

«Reformen für mehr
Lebensqualität brau-
chen eine gelenkte
Zuwanderung.»

«Sparen sollen andere. Geht
es aber um das Verteilen
von Geld, sind der Fantasie
keine Grenzen gesetzt.»
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Es gibt an den
Finanzmärkten e
Zufluchtsort, der
letzter Zeit beson
gut funktioniert:
den Goldmarkt.
Man wird der-
zeit an frühere
Zeiten erin-
nert, in denen
Gold die fast
perfekte Absi-
cherung gegen
Probleme am
Aktienmarkt
war.
Gold kostete

dieseWoche
zum ersten Mal
über 3300 $ je
Unze. Allein seit
Mitte Februar hat
man mit Gold 15%
verdient. Wer das
Edelmetall seit der Jahrtausendwende
gehalten hat, konnte eine Rendite von
1000% verbuchen.
Das ist natürlich in Dollar gerech-

net. Wer in Franken investiert, hat
trotz Goldrekorden nicht ganz so gut
verdient. Der Franken ist gegenüber
dem Dollar gar so stark, dass in unse-
rer Heimwährung trotz Kursavancen
in Dollar unter dem Strich kaum eine
Goldrendite übrig blieb.

Doch wie sieht es historisch betrach-
tet aus? Gold war auch in Franken
eine lohnende Anlage. Seit der Jahr-
tausendwende betrug die Rendite
immerhin fast 500%. Über die Jahre
gesehen wird unsereWährung kons-
tant stärker. Das dürfte sich auch in
Zukunft nicht ändern.
Der Kursanstieg des Goldes ist steil.

Es fragt sich, ob das nicht etwas zu viel
des Guten war. Ich denke, nein. Auch
wenn der Gewinn bereits beträchtlich
ist. 2011 und 2020 gab es noch deutli-
chere Avancen. Zudem sehe ich nicht
wirklich, dass sich das Ungemach
rund um Zölle, aber auch um gene-
relle geopolitische Spannungen bald in
Luft auflösen wird.
Auch die Notenbanken, die derzeit

den Anstieg anfeuern, dürften weiter
verstärkt auf Gold setzen. Deshalb ge-
hört das Edelmetall für mich in jedes
gut diversifizierte Portfolio. Ich würde
es derzeit leicht übergewichten.
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Gold auf Höchst?
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